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Das Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und
Wasserwirtschaft nimmt zu dem vom 19. Mai 2025 unter der Geschaftszahl 2025-0.061.376
Ubermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bildungsdirektionen-
Einrichtungsgesetz, das Bildungsdokumentationsgesetz 2020, das |QS-Gesetz und das

Hochschulgesetz 2005 gedndert werden, fristgerecht wie folgt Stellung:

Das BMLUK ersucht, eine weitere — nicht im Begutachtungsentwurf enthaltene — Erganzung

im Hochschulgesetz vorzusehen:

Mit dem Weiterbildungspaket (BGBI. | Nr. 177/2021) wurde § 64 Hochschulgesetz 2005 —
HG, BGBI. | Nr. 30/2006 (Akademischer Grad und akademische Bezeichnung bei Abschluss
von Hochschullehrgdngen) gedndert. Bis zu diesem Zeitpunkt konnte in den Curricula von
Hochschullehrgangen der im jeweiligen Fach international gebrduchliche Mastergrad
festgelegt werden. Mit dem Weiterbildungspaket wurde u.a. eine Vereinheitlichung der
akademischen Abschlussgrade vorgenommen um ,den gleichen rechtlichen Rahmen
hinsichtlich Zulassung, Anerkennung und Validierung von beruflichen und auferberuflichen
Qualifikationen, akademischen Graden, Durchldssigkeit und Qualitdtssicherung” zu
erhalten (RV 945 BIgNR XXVII. GP). So wurde mit diesem Weiterbildungspaket ua auch das
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Universitatsgesetzes 2002 — UG, BGBI. | Nr. 120/2002 und das Fachhochschulgesetzes —
FHG, BGBI. Nr. 340/1993 geandert.

Sowohl im UG (§ 70 UG), als auch im FHG (§ 9 FHG) wurden die Zulassungsbedingungen zu
den Universitatslehrgangen bzw. Hochschullehrginge vereinheitlicht und aneinander
angeglichen (sh dazu ausfihrlich RV 945 BIgNR XXVII. GP; Artikel 1. — Anderung des UG, Z
19 und Artikel 2 — Anderung des FHG, Z 9). Mit BGBI. | Nr. 50/2024 wurde nochmals die
beiden Gesetze gedndert und sowohl die Zulassungsbedingungen, als auch die Verleihung
der akademischen Grade auf den ,Master of Business Administration” erweitert (sh dazu
RV 2504 BIgNR XXVII. GP,Z 9, Z 59 und 74).

§ 9 Abs 6 Ziffer 7a Fachhochschulgesetz — FHG, BGBI. Nr. 340/1993, in der Fassung BGBI. |
Nr. 59/2024 sieht bei der Zulassungsvoraussetzung hinsichtlich der Hochschullehrgdnge
MBA oder EMBA vor, dass im Curriculum auch vorgesehen werden kann, dass anstatt eines
Bachelorstudiengangs ,auch eine mehrjihrige einschldgige Berufserfahrung als
Zugangsvoraussetzung festgelegt werden kann”.

Das Hochschulgesetz blieb von dieser Entwicklung ausgenommen. Die Zulassungs-
voraussetzungen des § 52f Abs 2a Z 2 Hochschulgesetz sehen — mangels einer Moéglichkeit

in § 64 Hochschulgesetz solche Master zu vergeben — keine solche Ausnahme vor.

Dies fuhrt zu folgenden

Problem:

Die Einschrankung, dass die einschldgige Berufstatigkeit lediglich fir MBA und EMBA als
Ausnahme fir den Nachweis eines Bachelorstudienganges vorgesehen ist, flihrt dazu, dass
an Padagogischen Hochschulen diesbezligliche Studienangebote nicht mehr gefiihrt
werden kénnen. Vor der Novellierung durch das Weiterbildungspaket war es beispielsweise
moglich, den kostenpflichtigen und erfolgreich gefiihrten Hochschullehrgang mit
Masterabschluss ,,Management und Umwelt” an der Hochschule fir Agrar- und
Umweltpadagogik Wien zu flihren. Mit der vorgeschlagenen Ergianzung des

Hochschulgesetzes wére dies wieder moglich.
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MaRhahme:

Starkung der Weiterbildungsangebote im akademischen Bereich der Pddagogischen

Hochschulen.

Vorschlag:

Dem § 52f Abs 2a Z 2 HG ist die Z 3 anzufiigen (Ubernahme des § 9 Abs 7a FHG und
sprachliche Anpassung):

»3. Abweichend von Z 2 kann fiir Hochschullehrgange, in denen der akademische Grad
»Master of Business Administration” gemal § 64 Abs 1 Z 3 oder , Executive Master of
Business Administration” gemall § 64 Abs 1 Z 3 verliehen wird, im Curriculum auch eine
mehrjahrige einschlagige Berufserfahrung als Zugangsvoraussetzung festgelegt werden,
sofern Zugangsbedingungen, Umfang und Anforderungen mit Zugangsbedingungen,
Umfang und Anforderungen mehrerer fachlich in Frage kommender auslandischer
Masterstudien nachweislich vergleichbar sind. Wenn es das Curriculum erfordert, konnen

weitere Voraussetzungen vorgesehen werden.”

§ 64 Abs 1 Z 2 HG ist folgende Z 3 und 4 anzufiigen (Ubernahme des § 9 Abs 8 Z 4 FHG und

sprachliche Anpassung)

»3. als auBerordentlichen Masterstudien im Bereich ,Business Administration” ist der
akademische Grad ,Master of Business Administration”, abgekirzt ,MBA", zu verleihen,
sofern Zugangsbedingungen, Umfang und Anforderungen mit Zugangsbedingungen,
Umfang und Anforderungen mehrerer fachlich in Frage kommender auslandischer MBA-

Masterstudien nachweislich vergleichbar sind,

4. als auBerordentlichen Masterstudien im Bereich ,Business Administration” ist der
akademische Grad , Executive Master of Business Administration”, abgekdirzt ,,EMBA", zu

verleihen, sofern Zugangsbedingungen, Umfang und Anforderungen mit Zugangs-
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bedingungen, Umfang und Anforderungen mehrerer fachlich in Frage kommender

auslandischer EMBA Masterstudien nachweislich vergleichbar sind,

§ 39 Abs 5 lautet nunmehr (Anderung hervorgehoben):

,Hochschullehrgange koénnen auch als gemeinsame Studienprogramme oder als
gemeinsam eingerichtete Studien und wahrend der lehrveranstaltungsfreien Zeit
angeboten und zur wirtschaftlichen und organisatorischen Unterstiitzung in
Zusammenarbeit mit anderen Rechtstragern durchgefiihrt werden. Abweichend davon ist
fir Hochschullehrgange auch eine erweiterte Zusammenarbeit mit einer
auBerhochschulischen Bildungseinrichtung moglich. Fiir Hochschullehrgdnge, in denen der
akademische Grad ,,Bachelor Professional” oder ,Master Professional” verliehen werden
soll, ist eine erweiterte Zusammenarbeit mit einer auBerhochschulischen
Bildungseinrichtung erforderlich. In diesem Fall sind Vertrage insbesondere Uber die
Festlegung der Leistungen, die die beteiligten Einrichtungen zu erbringen haben, die
Durchfiihrung und die Finanzierung zu schlieBen. Diese Vertrage sind ohne Personenbezug
sowie ohne Angabe von privaten Finanzierungsquellen und von Betriebs- und
Geschaftsgeheimissen auf den Webseiten der beteiligten Einrichtungen zu

veroffentlichen.”

Ziele:

- Weiterentwicklung und Vereinheitlichung der gesetzlichen Bestimmungen betreffend
Studien zur Weiterbildung tiber die Hochschulsektoren hinweg
- Starkung der nationalen Durchldssigkeit von Studien zur Weiterbildung

Kosten:

Die Anderungen bei der Zulassung und Verleihung bei den Masterstudienlehrgingen an den
Padagogischen Hochschulen fiihrt im Bereich der Padagogischen Hochschulen zu keiner

finanziellen Auswirkung.
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Kompetenzrechtliche Grundlagen:

Die Zustandigkeit des Bundes zur Erlassung der vorgeschlagenen Anderungen des HG,
grindet sich kompetenzrechtlich auf Art. 10 Abs 1 Z 12a des Bundes-Verfassungsgesetzes
(B-VG).

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Der Gesetzentwurf unterliegt der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Landern und den
Gemeinden Uber einen Konsultationsmechanismus und einen kiinftigen Stabilitatspakt der
Gebietskorperschaften, BGBI. | Nr. 35/1999.

Diese Stellungnahme wird wunschgemaR auch dem Prasidium des Nationalrates Giber die
Internetseite www.parlament.gv.at/PERK/BET/VPBEST/#AbgabeStellungnahme zur
Verflgung gestellt.

27. Mai 2025
Fir den Bundesminister:
DI DDr. Reinhard Mang

Elektronisch gefertigt

5von5

www.parlament.gv.at

5von 6



6 von

"= Bundesministerium
Land- und Forstwirtschaft,
Klima- und Umweltschutz,
Regionen und Wasserwirtschaft

Unterzeichner

Bundesministerium fir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz,
Regionen und Wasserwirtschaft

Datum/Zeit

2025-05-28T15:45:17+02:00

Aussteller-Zertifikat

CN=a-sign-corporate-07,0U=a-sign-corporate-07,0=A-Trust Ges. f.
Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

Serien-Nr. 1197990292
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Priifinformation Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen Signatur und des Ausdrucks

finden Sie unter: https://www.bml.gv.at/amtssignatur

www.parlament.gv.at




	BMB; Bundesgesetz, mit dem das Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz, das Bildungsdokumentationsgesetz 2020, das IQS-Gesetz und das Hochschulgesetz 2005 geändert werden; Begutachtungs- und Konsultationsverfahren; Stellungnahme BMLUK

		2025-05-28T15:45:17+0200
	Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft
	Amtssignatur gemäß § 19 E-Government-Gesetz (E-GovG). Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




